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Allgemeine Gesetzlichkeitsaufsicht des Staatsanwalts
§§ 4 und 5 Abs. 1 der VO über die. Pflichten, die Rechte und 
die Verantwortlichkeit der Mitarbeiter in den Staatsorganen 
vom 19. Februar 1969; §§ 1 und 4 der АО über die Zuführung 
und Verwendung der Mittel des „Kontos junger Sozialisten“ 
vom 23. Oktober 1975; §§ 6 Abs. 9, 9 Abs. 2 Buchst, b und 3 der 
АО über die Finanzierung von ehrenamtlich geleiteten Ju­
gendklubs der FDJ sowie die Rechte und Pflichten ihrer Trä­
ger vom 18. Juni 1981.*
Zur Verantwortung des Rates des Kreises bei der Überwei­
sung von Mitteln aus dem „Konto junger Sozialisten“ für die 
Erweiterung der materiellen Bedingungen der Arbeit ehren­
amtlich geleiteter Jugendklubs der FDJ.

Hinweis des Staatsanwalts des Bezirks Schwerin vom
22. März 1988 - 343-47-88.

Die Finanzrevision stellte fest, daß aus dem „Konto junger 
Sozialisten“ beim Rat des Kreises G. bereitgestellte Mittel 
für den ehrenamtlich geleiteten Jugendklub des VEB K. 
(Träger) in Höhef von insgesamt 27 898,60 M im September 
und Dezember 1987 statt auf ein- entsprechendes vom Träger 
zu führendes/Konto pflichtwidrig auf ein Privatkonto eines 
Klubmitglieds überwiesen wurden.

Dadurch war eine ordnungsgemäße Nachweisführung 
über sozialistisches Eigentum eingeschränkt und es dem Trä­
ger des Jugendklubs erschwert, seiner Rechtspflicht zur Er­
fassung, Sicherung upd Verwaltung der aus diesen Mitteln 
angeschafften materiellen Werte (Computer einschl. Zusatz­
geräte) nachzukommen.

Gemäß § 31 StAG richtete der Staatsanwalt des Bezirks 
an den Vorsitzenden des Rates des Kreises einen Hinweis.

Aus der Begründung:
Die Aufgaben, die dem Rat des Kreises gemäß § 53 GöV bei 
der Durchführung der sozialistischen Jugendpolitik übertra­
gen sind, erfordern insbesondere auch die unbedingte Ach­
tung der Grundsätze finanzwirtschäftlicher Tätigkeit durch 
diejenigen Mitarbeiter, die auf der Grundlage der §§ 1 und 4' 
der АО über die Zuführung und Verwendung der Mittel des 
„Kontos junger Sozialisten“ vom 23. Oktober 1975 (GBl. I 
Nr. 42 S. 695) Entscheidungen und Verfügungen zur mate­
riellen Unterstützung der Jugendklubarbeit zu treffen haben.

Das ergibt sich aus der ihnen durch §§ 4 und 5 Abs. 2 der 
VO über die Pflichten, die Rechte und die Verantwortlichkeit 
der Mitarbeiter in den Staatsorganen vom 19. Februar 1969 
(GBl. II Nr. 26 S. 163) obliegenden Verpflichtung, mit dem 
ihnen anvertrauten sozialistischen Eigentum gewissenhaft zu 
wirtschaften, es zu schützen und bei der Lösung ihrer Auf­
gaben die sozialistische Gesetzlichkeit zu wahren und durch­
setzen zu helfen.

Wie die Feststellungen der Finanzrevision ausweisen, hat 
das verantwortliche Ratsmitglied für Jugendfragen, Körper­
kultur und Sport Ba. es bei seinen Verfügungen über um­
fängliche, durch das örtliche Organ verwaltete finanzielle 
Mittel an der notwendigen Sorgfalt und Korrektheit fehlen 
lassen und damit die Staats- und Arbeitsdisziplin verletzt.

Das Ratsmitglied gestattete und duldete die unzulässige 
Überweisung der dem ehrenamtlich geleiteten Jugendklub 
zur Verfügung gestellten Mittel auf ein für den Jugendklub 
geführtes Privatkonto des Klubmitglieds B. Die Gesamt­
summe von 27 898,60 M wurde in mehreren Teilbeträgen die­
sem Konto zugewiesen. (Wird im einzelnen ausgeführt.) Mit 
der Nichtüberweisung auf ein dem Jugendklub zugeordnetes „ 
betriebliches Konto wurde die Verwendung dieser Mittel aus 
entsprechenden Kontrollen herausgelöst, die der Träger, der 
VEB K., durchzuführen hat (§ 6 Abs. 9 der zu dieser Zeit gel­
tenden АО über die Aufgaben, die Rechtsstellung und die Fi­
nanzierung von ehrenamtlich geleiteten Jugendklubs der 
FDJ sowie die Rechte und Pflichten ihrer Träger vom 
18. Juni 1981 [GBl. I Nr. 22 S. 279]; die gleichen Pflichten er­
geben sich nach § 9 Abs. 1 der JugendklubVO Und der 1. DB 
dazu vom 10. September 1987 [GBl. I Nr. 24 S. 233], die ab
1. Januar 1988 in Kraft getreten'ist). Durch die lediglich zwi­
schen dem Ratsmitglied und dem Jugendklubleiter H. bestä­
tigte Übernahme der gekauften technischen Geräte war der 
Schutz und die ordnungsgemäße Nutzung dieses sozialisti­
schen Eigentums nicht gewährleistet.

Die Überprüfungen der Finanzrevision ergaben, daß die 
Geräte bisher nicht ihrem ursprünglich vorgesehenen Ver­

wendungszweck, der Bereicherung der Klubarbeit, zugeführt 
wurden und auch über ihren künftigen Einsatz keine klaren 
Vorstellungen bestehen. Die Geräte wurden in den Wohnun­
gen des Klubleiters H. und des Klubmitglieds B. privat ge­
nutzt. Diesbezüglich wurden kriminalpolizeiliche Untersu­
chungen wegen Verdachts des Diebstahls zum Nachteil so­
zialistischen Eigentums eingeleitet.

Die Handlungsweise des Ratsmitglieds hat dem Träger 
des Jugendklubs, ohne diesen von eigenen Pflichtversäum­
nissen freizusprechen, auch die Wahrnehmung seiner Pflicht 
erschwert, die Grund- und Arbeitsmittel des Jugendklubs 
entsprechend den Rechtsvorschriften zu erfassen, zu sichern 
und zu verwalten (§ 9 Abs. 3 der genannten АО vom 18. Juni 
1981; gleiche Pflichten nach § 8 Abs. 2 der JugendklubVO).

Auf Grund des dargestellten pflichtwidrigen Verhaltens 
wird gemäß § 32 Abs. 1 StAG verlangt, gegen das Ratsmit­
glied für Jugendfragen, Körperkultur und Sport Ba. ein Dis­
ziplinarverfahren durchzuführen.

Anmerkung:
Den Forderungen dieser Aufsichtsmaßnahme hat der Rat des 
Kreises vollinhaltlich entsprochen. Sie wurde in einer Sitzung 
des Rates, an der auch ein Vertreter der Finanzrevision teil­
nahm, gründlich ausgewertet. Für die zuverlässige Arbeit bei 
Überweisungen aus dem „Konto junger Sozialisten“ wurden 
notwendige Schlußfolgerungen gezogen. Gegen das verant­
wortliche Ratsmitglied ist im Ergebnis des Disziplinarverfah­
rens ein Verweis ausgesprochen worden.

Der Staatsanwalt des Bezirks hat eine Durchschrift des 
Hinweises dem Ratsmitglied für Jugendfragen, Körperkultur 
und Sport des Rates des Bezirks übersandt und angeregt, die 
grundsätzlichen Fragen der Wahrnahme der Verantwortung 
bei der Verwaltung finanzieller Mittel, die im Interesse der 
Förderung der Jugendarbeit Jugendklubs zur Verfügung ge­
stellt werden, den örtlichen Räten im Territorium zu erörtern, 
um die konsequente Einhaltung der Rechtsvorschriften zu ge­
währleisten.

Daneben erging durch den Staatsanwalt des Kreises ein 
Protest an den Direktor des VEB K., mit dem u. a. gerügt 
wurde, daß die vierteljährlich durchzuführenden Kontrollen 
über die Verwendung der zur Verfügung gestellten Mittel und 
die ordnungsgemäße Konto- und Kassenführung unterlassen 
worden sind und daß geduldet wurde, daß ein Mitglied des 
Jugendklubs ein privates Konto für den Klub führte. An der 
Auswertung des Protestes im Leitungskollektiv des VEB K. 
nahm der Staatsanwalt teil.

Wegen dieser Rechtsverletzungen, die der Betriebsdirektor, 
der Hauptbuchhalter und der Hauptabteilungsleiter Ökonomie 
zu verantworten haben, hat sich der Bezirksstaatsanwalt mit 
Disziplinarverlangen an den Kombinatsdirektor des УЕВ К. 
gewandt, denen konsequent gefolgt wurde. Der Kombinatsdi­
rektor veranlaßte darüber hinaus, daß alle Hauptbuchhalter 
der ihm unterstellten Betriebe auf der Grundlage der Haupt- 
buchhalterVO belehrt wurden, um im gesamten Kombinatsbe­
reich gleichartige Rechtsverletzungen vorbeugend zu verhin­
dern.

Diese Arbeitsweise des Staatsanwalts des Bezirks wird den 
nach wie vor aktuellen Anforderungen, den Wirkungsgrad der 
Allgemeinen Gesetzlichkeitsaufsicht spürbar zu erhöhen (vgl.
H. Harrland in NJ 1986, Heft 11, S. 430), voll gerecht. Mit sei­
ner komplexen Aufsichtstätigkeit hat er in diesem Einzelfalle 
nachhaltig darauf hingewirkt, die bewußte Wahrnahme recht­
licher Leiterverantwortung als eine Kardinalfrage der Ge­
setzlichkeit wirksam zum Tragen zu bringen (vgl. §2 Abs. 2 
StAG). Konzeptionell richtiges Vorgehen, juristisch exakte Ar­
beit, Konsequenz in der Auseinandersetzung und Durchset­
zung individueller rechtlicher Verantwortlichkeit ohne Anse­
hen der Person waren maßgeblich dafür, daß die drei Haupt­
richtungen der Allgemeinen Gesetzlichkeitsaufsicht — die 
konkrete Rechtsdurchsetzung, die Verantwortlichkeit des 
Rechtsverletzers und die über den Adressaten der Aufsichts­
maßnahmen hinausreichende nachhaltige vorbeugende Wir­
kung — realisiert werden konnten.

WALTRAUT MÜLLER,
Staatsanwalt beim Generalstaatsanwalt der DDR

* Seit 1. Januar 1988 gilt die JugendklubVO und die 1. DB dazu vom 
10. September 1987.


